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The relation between the Community and its member states in the field of 
development cooperation is a very complex issue, especially when it comes 
up to decision making. Traditionally the member states have tried to control 
the Commission to a great extent but have not been ready to accept any 
substantial coordination of their bilateral development assistance, which 
reduced the overall efficiency of European aid. The Maastricht treaty initiated 
a process that should lead to a systematic operational and political coordi­
nation with, potentially, a new repartition of tasks between the community 
and its member states. The treaty also stipulates for outmost coherence of 
any policies with implications for development countries. 

Der Entwicklungszusammenarbeit der Europ3ischen Gemeinschaft fehl­
te bis zum Inkrafttreten des "Vertrages über die Europ3ische Union" (Vertrag 
von Maastricht) eine explizite rechtliche Basis und demgem3ß auch eine 
klare Zust3ndigkeitsverteilung zwischen der Gemeinschaft und ihren Mit­
gliedstaaten. Dieses Fluidum erhielt zwar einerseits den Mitgliedstaaten ein 
weitgehendes Mitspracherecht, verhinderte aber andererseits eine konse­
quente Arbeitsteilung auf europ3ischer Ebene. Die Entwicklungshilfe der 
Gemeinschaft addierte sich als dreizehnte Entwicklungshilfe zu jenen der 
Mitgliedstaaten.' 

Das Vertragswerk von Maastricht widmet der Entwicklungszusammen­
arbeit einen Titel (Titel XVII des EG-V) und gibt damit der Politik der 
Gemeinschaft auf diesem Gebiet eine rechtliche Grundlage. Hinsichtlich des 
Verh31tnisses zwischen der Entwicklungspolitik der Mitgliedstaaten und der 
Gemeinschaft weist der Text allerdings zahlreiche Spannungen auf. Daher 
hat die Europ3ische Kommission im Frühjahr 1992 einen Diskussionsprozeß 

1 Zur historischen Genese der EZA der EG siehe den Beitrag "Entwicklungspolitisches 
Engagement der EU" von F. Breitwieser in diesem Band. 
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über die diesbezüglichen Konsequenzen des Unionsvertrags initiiert, der im 
Gemeinschaftsjargon nach einem entsprechenden Kommissionsdokument 
mit dem Stichwort "Horizont 2000"2 bezeichnet und in der breiteren entwick­
lungspolitischen Öffentlichkeit unter dem eher mißverstandlichen Titel "Eu­
ropaisierung der Entwicklungszusammenarbeir subsumiert wird. Die Debat­
te kristallisiert sich dabei an den Begriffen "Komplementaritat", "Koordinati­
on" und "Kohärenz". 

2. Das gewachsene Zusammenspiel zwischen der Ge­
meinschaft und ihren Mitgliedstaaten auf dem Gebiet 
derEZA 

Ist das Entscheidungsverfahren in der EU an sich bereits sehr komplex 
und für einen Außenstehenden schwer nachvollziehbar, so gilt dies in 
verstarktem Maße für die Entwicklungszusammenarbeit der Gemeinschaft, 
deren einzelne Bereiche je nach Rechtsgrundlage verschiedenen Zustan­
digkeiten und Verfahren unterliegen; ein Umstand der in der Literatur als 
"multi-level-game"3 oder auch als "kooperativer Föderalismus"4 beschrieben 
wird . 

2.1. Die Akteure 

Die wichtigsten am entwicklungspoltischen Entscheidungsverfahren be­
teiligten Akteure sind: 
- Die Regierungen der Mitgliedstaaten, die im Europaischen Rat durch ihre 

Staats- und Regierungschefs, im Rat (auch Ministerrat) durch ihre Mini­
ster und in den verschiedenen Komitees der Kommission und des Rats 
durch Beamten oder Experten vertreten sind. Der Rat stellt immer noch 
das wesentliche Entscheidungsgremium dar5 Mit Entwicklungshilfean­
gelegenheiten ist jedoch nicht nur der zweimal jahrlich tagende Rat der 
Entwicklungshilfeminister, sondem je nach Sachlage auch jene der 

2 Benannt nach der französischen Fassung der Mitteilung der Kommision "Die Politik der 
Entwicklungszusamenarbe~ bis zum Jahr 2000', SEK (92) 915 end. vom 15. Mai 1992. 

3 Vgl. Lignau 1991 , S. 401. 
4 Vgl. Schmuck 1992, S. 94. 
5 Auch nach Maastricht bildet das Vorschlagsverfahren, bei der das Europäische Parlament 

und eventuell der ~rtschafts- und Sozialausschuß lediglich angehört werden, die Grund­
lage für den Erlaß allgemeiner Rechtsakte in der EG und kommt in allen FäHen zur 
Anwendung, die nicht ausdrücklich dem Verfahren der Zusammenarbeit (Artikel 189 c 
EG-V) oder dem Verfahren der Mitentscheidung (Artikel 189 bEG-V) unterstellt sind (vgl. 
Borchardt 1994, S. 44). 
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Außen minister, der Finanzminister und der Landwirtschaftsminister be­
faßt; eine Aufsplitterung, die einer koh:lrenten gemeinschaftlichen Politik 
gegenüber den Ländern des Südens abträglich ist.6 

- Die Kommission, welche über die Anwendung der Gemeinschaftsvertr:l­
ge wacht, die Gemeinschaftsinteressen vor allem im Rahmen ihres 
alleinigen Initiativrechts vertritt und schließlich als Verwaltungsorgan die 
getroffenen Entscheidungen durchführt. 

- Das Europäische Parlament, welches mit dem Rat die Haushaltkompe­
tenz teilt, an der Gesetzgebung der Gemeinschaft je nach Materie in 
verschiedenem Umfang beteiligt ist und partamentarische Kontrollrech­
te - de jure nur gegenüber der Kommission, de facto auch gegenüber 
dem Rat - ausübt. 

- Innerhalb der Lome-Kooperation die Regierungen und - in beratender 
Funktion - die Parlamentarier der AKP-Staaten.7 

Daneben sind auch noch der Europäische Rechnungshof, der Gerichts­
hof der EG und die Europäische Investitionsbank mit Angelegenheiten der 
Entwicklungszusammenarbeit befaßt. Wesentliche Rückwirkungen haben 
auch die Beratungen innerhalb der "Gemeinsamen Außen- und Sicher­
heitspolitik" (GASP) durch ihre politischen Einschätzungen von Krisensitua­
tionen und Menschenrechtsverletzungen innerhalb der Dritten Welt. 

2.2. Entscheidungsfindung in einem komplexen System 

Das Zusammenspiel der Akteure wird wesentlich vom Zuständigkeitsbe­
reich , dem die zu behandelnde Materie angehört, beeinflußt: 
- Der Gemeinschaftsbereich; in ihn fallen sowohl EZA-Maßnahmen, die in 

ausschließlicher Gemeinschaftskompetenz wahrgenommen werden 
(Handelspräferenzen, Soforthilfe usw.), als auch solche, bei denen sich 
die Mitgliedstaaten durch die Schaffung von Ausschüssen ein wesentli­
ches Mitspracherecht vorbehalten haben (Zusammenarbeit mit den Län­
dem Asiens und Lateinamerikas sowie mit den Mittelmeerdrittländern, 
Nahrungsmittelhilfe ). 8 

- Der gemischte Bereich der AKP-EWG-Abkommen. 
- Der Koordinierungsbereich, der die Abstimmung von einzelstaatlicher 

und gemeinschaftlicher Entwicklungspolitik umfaßt. 

6 So kam es in der Vergangenheit z.B. wiederholt zu Meinungsverschiedenheiten der Agrar­
und der Entwicklungsminister: Erstere wollten durch die Nahrungsmittelhilfe Überschußbe­
stände abbauen, letztere drängten auf den vermehrten Einkauf von Nahrungsmitteln in 
benachbarten Regionen (sogenannte "Dreieroperationen~ ) (vgl . Schmuck 1992, S. 102). 

7 DiesbezOgliehe Besonderheiten können im folgenden nur gestreift werden. FOr eine 
detailierte Darstellung wird der Leser auf den Artikel von eh. FeUner, "Die Vertragswerke 
von Lome - eine Kurzeinführung", in diesem Band verwiesen. 

8 Vgl. Lingnau 1991 , S. 1. 
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Im folgenden wird der Entscheidungsfindungsprozeß für die verschiede­
nen Zustandigkeitsbereiche getrennt nach entwicklungspolitischer und ope­
rationeller Ebene dargestellt. 

a) Entwicklungspolitische Ebene 
Die Problemartikulation erfolgt durch samtliche Akteure, wenngleich der 
Kommission und dem Europäischen Parlament besonderes Gewicht 
zu kommt. Letzteres hat sich im Laufe der Jahrzehnte zu einem Forum 
entwickelt, das entwicklungspolitische Defizite bei der Gemeinschaft und 
den Mitgliedstaaten aufzeigt und als Anwalt für Menschenrechte und die 
Anliegen des Südens auftritt. Die notwendige Sachkenntnis hat sich das 
Europaische Parlament durch die Berichttatigkeit seines Ausschusses 
für Entwicklung und Zusammenarbeit, durch zahlreiche Auslandsreisen 
sowie durch den fortlaufenden Kontakt mit Entwicklungsakteuren im 
Süden und im Norden erworben 9 

Die Problemartikulation in Vorschläge für entwicklungspolitische Ent­
scheidungen einzuarbeiten ist Aufgabe der Kommission, der das diesbe­
zügliche Initiativmonopol zukommt. Sie kann dazu allerdings durch den 
Rat (Artikel 152 EG-V) und seit dem Unionsvertrag auch durch das 
Parlament (Artikel 138 bEG-V) aufgefordert werden. Wenngleich ihr 
formal die alleinige Zustandigkeit zukommt, wird die befaßte Kommissi­
onsdienststelle doch den fortlaufenden Kontakt mit den Regierungen der 
Mitgliedstaaten suchen. Auf politischer Ebene erfahrt die Kommission 
diesbezügliche Positionen vor allem durch die mit EZA-Angelegenheiten 
befaßten Referenten an den Standigen Vertretungen der Mitgliedstaaten 
in Brüssel; aufgrund der hohen Sitzungsfrequenz ergeben sich immer 
Möglichkeiten zu "Ganggesprachen". Auf der Sachebene werden meist 
ad-hoc Kommissionen eingesetzt, die von den Hauptstadten aus mit 
Experten beschickt werden. Derart weiß die Kommission einerseits, was 
politisch möglich ist, und kann andererseits die Vorstellungen der Mit­
gliedstaaten bereits bei der Ausarbeitung der Vorlage einfließen lassen. 
Bei der Entscheidungsfindung dominieren der Rat bzw. die dort vertreten 
nationalen Minister. Der Kommissionsvorschlag wird zuerst auf Beamte­
nebene in einer der Ratsarbeitsgruppen, deren Zustandigkeit nach sach­
lichen oder geographischen Kriterien festgelegt ist, besprochen. Die 
Schwerpunktsetzungen, die Festlegung der Ta~esordnung sowie der 
Vorsitz fallen der jeweiligen Prasidentschaft zu .' Die nachsten Ebenen 
sind dann der Ausschuß der Standigen Vertreter und der Ministerrat; 

9 Vgl. Fock. 1992. 
10 Diese wird fOr jeweils ein halbes Jahr von einem der Mitgliedstaaten wahrgenommen. 
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Vorschläge, die die Lome-Kooperation betreffen, gelangen erst danach 
in die gemeinsamen AKP-E\M3-0rgane. 
Das Europäische Parlament verfügt bei der Entscheidungsfindung nur 
über einen beschränkten Einfluß: 11 Einerseits kann es dank seiner Haus­
haitkompetenz im Rahmen der nichtobligatonschen Ausgaben seinen 
entwicklungspolitischen Schwerpunkten durch die Schaffung entspre­
chender Budgetlinien Nachdruck verleihen,12 andererseits verschafft ihm 
seine Ratifizierungskompetenz bei den Verhandlungen von Assoziati­
ons- und Kooperationsabkommen ein gewisses Gewicht. Die Stellung 
des Europäischen Parlaments könnte sich künftig allerdings verstäriken, 
da der Unionsvertrag (Artikel 130 wEG-V) auch für entwicklungspoliti­
sche Entscheidungen das Verfahren der Zusammenarbeit (Artikel 189 c 
EG-V), bei dem sich der Rat nur einstimmig über eine Ablehnung oder 
einen Abänderungsvorschlag des Parlaments hinwegsetzen kann, vor­
sieht. 
In der Koordinierung der Entwicklungspolitiken verfügte die Gemein­
schaft vor Maastricht über kein rechtliches Mandat. Trotzdem ist festzu­
stellen, daß die vom Entwicklungsministerrat im letzten Jahrzehnt verab­
schiedeten Texte vermehrt die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten 
ansprechen, um so eine Basis für eine kohärentere Entwicklungspolitik 
zu legen. Es ist wohl nicht zufällig, daß dieser Prozeß mit dem Aufkom­
men der Strukturanpassungsprogramme einerseits und mit dervermehr­
ten Bedeutung von Menschenrechten und Demokratisierung für die 
Entwicklung andererseits einhergeht; ist doch in beiden Bereichen ein 
abgestimmtes Vorgehen höchst dringlich. '3 Freilich ist anzumerken, daß 
die Texte des Entwicklungsministerrats bisher lediglich Entschließungen 
oder Schlußfolgerungen sind, die rechtlich nicht binden und nur als 
politische Willenserikärungen zu werten sind. Der Artikel 130 w des 
Unionsvertrags gibt dem Rat die Möglichkeit künftig auch im Bereich der 
Entwicklungszusammenarbeit Rechtsakte zu erlassen. '4 

Die Koordinierung der Position gegenüber internationalen Institutionen 
ist bei UN-Konferenzen und -Institutionen sowie bei diversen Gebertref­
fen in Ansätzen, gegenüber dem Internationalen Währungsfonds gar 
nicht vorhanden. Letzteres kann auf die heterogenen "board constituen­
eies",15 die mangelnde Zuständigkeit der Gemeinschaft - die Kommis-

11 Vgl. Schmuck 1992, S. 106. 
12 Daher fordert es auch seit Jahren die Budgetarisierung des Europäischen Entwicklungs­

fonds, auf den es derzeit kaum Einfluß nehmen kann . 
13 Die Kommission attestiert den Erklärungen Ober die Strukturanpassung vom 16. Mai 1989 

sowie Ober Demokratie und Menschenrechte vom 28, November 1991 ausreichende 
Koordinationsinstrumente vorzusehen (vgl. KOM (93) 123 endg .. S. 23 und 24). 

14 Der Absatz 3 desselben Artikels nimmt davon aber die Zusammenarbeit mit den AKP-Län­
dern, die ja völkerrechtlich geregelt ist, aus. 
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sion ist in den Gremien des IVVF nicht einmal als Beobachter zugelas­
sen - und auf die verschiedenen Finanzpolitiken der Mitgliedstaaten 
zurückgeführt werden. Zu einer diesbezüglichen Änderung könnte es 
allerdings bei Inkrafttreten der 3. Stufe der Wirtschafts- und Währungs­
union kommen'6 

b) Qperationelle Ebene (Projekt- und Programmebene) 
Bei Projekten und Programmen der Entwicklungszusammenarbeit gibt 
es zwischen dem Gemeinschaftsbereich und dem Gemischten Bereich 
bei der Entscheidungsfindung keine signifikanten Unterschiede, da sich 
die Gemeinschaft nach Artikel 222 des IV. AKP-EWG-Abkommens die 
Finanzierungsentscheidung vorbehält. In beiden Bereichen haben sich 
die Mitgliedstaaten durch die Einrichtung von Ausschüssen,'7 in denen 
ihre Vertreter unter dem Vorsitz der Kommission zu den vorgelegten 
Projekten und Programmen mit qualifizierter Mehrheit'· Stellung neh­
men, eine starke Einftußmöglichkeit auf die Kommission erhalten. Lehnt 
der Ausschuß den Kommissionsvorschlag ab, so ist die Stellung der 
Kommission in den vier für die Entwicklungszusammenarbeit wichtigsten 
Kommissionsausschüssen verschieden stark'· Beim Mittelmeer- und 
Nahrungsmittelhilfe-Ausschuß kann die Kommission die betreffende 
Maßnahme durchführen, wenn der Rat nicht innerhalb von drei Monaten 
anders entscheidet.2o Beim ALA- (Asien und Lateinamerika) und EEF­
Ausschuß benötigt die Kommission bei negativer Stellungsnahme letzt­
lich einen positiven Ratsbeschluß, um die Maßnahme zu verwirklichen. 2' 

15 So ist Belgien etwa mit Österreich und Ungarn in einer "constituency". 
16 Vgl. Focke 1992, S. 68. 
17 Das ausufernde Ausschußwesen wurde durch einen Beschluß des Rates vom 13. Juli 1987 

(AbI. der EG, L 197/33 - 35) geregelt und vereinheitlicht. Der Rat überträgt in der Regel 
nach Artikel 145 EG-V die Befugnis zum Erlaß von DurchfOhrungsbestimmungen zu den 
von ihm erlassenen Rechtsakten auf die Kommission. "In Wahrnehmung der ihr Obertra­
genen Durdlführungsbefugnisse darf die Kommission die auszuführenden Rechtsakte des 
Rates jedoch weder ändern noch ergänzen. Dies wird durch die Einscha"ung von Aus­
schOssen gewährleister (Borchardt 1994, S. 50) . 

18 Die qualifizierte Mehrheit wird nach Artikel 148 EG·V berechnet (54 von 76 Stimmen; B 5, 
DK 3, D 10, GR 5, SP 8, F 10, IR 3, 110, L 2, NL 5, P 5, VK 10). Nur der EEF-Ausschuß 
kennt eine andere Stimmgewichtung, die sich an den Einzahlungen in den Fonds orientiert 
(133 von 208 Slimmen, welche die Zustimmung von mindestens sechs Mitgliedstaaten 
enthalten mOssen : B 8, DK 5, D 52, GR 4, SP 13, F 49, IR 2, 126, L " NL 12, P 3, VK 33). 

19 Zwei analoge Ausschüsse gibt es bei der EIß tor Darlehen, bei denen die Gemeinschaft 
Geld aus dem EEF (Ausschuß Artikel 9) oder dem Haushalt (Ausschuß Artikel 28) für 
Zinsvergütung bzw. Risikokapital zuschießt. 

20 In der Komitologie ist dies die Variante b des Verfahrens "Verwaltungsausschuß~ (vgl. 
Borchardt 1994, S. 50: AbI. der EG, L 197/34 vom 18.7.1987: AbI. der EG, L 181/1 - 4 
vom 1.7.1992: Lingnau 1991 [Anm. 139J, S. 124). 

21 Beim EEF-Ausschuß kann der betroffene AKP-Staat noch verlangen, vom Rat gehört zu 
werden oder das Problem demAKP-EWG-Ministerratzur Erörterung zu unterbreiten, bevor 
die Kommission den Finanzierungsvorschlag dem Rat vorlegt (zum EEF-Ausschuß siehe 
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Zu negativen Abstimmungsergebnissen oder gar zum Befassen des 
Rates kommt es jedoch sehr selten, da auch hier die Kommission zumeist 
bereits die Einwande der Mitgliedstaaten kennt22 und zu berücksichtigen 
versucht. 
Bereits 1972 machte die Kommission einen ersten Vorstoß zur Koordi­
nierung auf operationeller Ebene. Die Antwort der Mitgliedstaaten war so 
negativ, daß über zehn Jahre keine weiteren Versuche in diese Richtung 
getatigtwurden.23 Erst 1984 legte der Rat diesbezügliche Richtlin ien fest, 
die auf einem freiwilligen ,,<1 la carte" Konzept beruhten, das neben einem 
systematischeren Informationsaustausch eine verstarkte Koordinierung 
in den Entwicklungslandem zwischen den Kommissionsdienststellen und 
den Vertretungen der Mitgliedslandervorsah.24 Wahrend der Informati­
onsfiuß in der Folge nur in einer Richtung (von der Kommission zu den 
Mitgliedstaaten) stattfand, hing die Absprache in den Entwicklungslan­
dern weitgehend vom guten 'Mllen der Beteiligten ab.25 

Als wesentliches Koordinationsinstrument im Rahmen der Lome-Koope­
ration ist eigentlich der EEF-Auschuß vorgesehen, der insbesondere 
wahrend der alle fünf Jahre stattfindenden Programmationsphase aber 
auch bei der Einreichung einzelner Projekte und Programme die Koha­
renz und Komplementaritat der Gemeinschaftshilfe mit der Hilfe der 
Mitgliedstaaten prüfen sollte. Er dient in der Wirklichkeit jedoch nur der 
Diskussion der einzelnen Finanzierungsvorschlage der Kommission, 
ohne daß diese in den weiteren Rahmen der bilateralen Interventionen 
gestellt würden.26 

2.3. Defizite 

Die wesentlichen Defizite des historisch gewachsenen Zusammenspiels 
zwischen der Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten faßt die Kommission 
wie folgt zusammen: 

"Zur Zeit ist die Entwicklungszusammenarbeit gekennzeichnet durch 
eine gewisse Verzettelung der einzelstaatlichen und der gemeinschaftlichen 
Hilfe und durch drei große Hindernisse, die einerwirklich koordinierten Politik 
im Wege stehen. Gemeint sind das Defizit an Koordinierung zwischen 

AbI. der EG, L 229/288 - 297 vom 17.8.1991; zum ALA-Ausschuß siehe AbI. der EG, L 
48/8 - 10 vom 21 .2.1981). 

22 Die Finanzierungsvorschläge werden den Mitgliedstaa ten einige Wochen vor der Sitzung 
Obersand t. Meist kommt es dann zu einem projektbezogenem Schriftverkehr. 

23 Vgl. Grilli 1993, S . 811. 
24 Entschließung des Rates vom 5 . Juni 1984. 
25 Vgl. KOM (93) 195, S. 3 - 5. 
26 Id. S. 4 . 
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gemeinschaftlicher und einzelstaatlicher Entwicklungszusammenarbeit; das 
Defizit an gesamtpolitischer Kohärenz zwischen Kooperationspolitik sowie 
gewissen Aspekten des gemeinschaftlichen Integrationsprozesses und 
schließlich die mangelhafte Ausdrucks- und Oberzeugungskraftder Gemein­
schaft in den intemationalen Gremien und gegenüber anderen Geldge­
bem."27 

Der Mißerfolg, der bisher den Versuchen einer systematischen Koordi­
nierung beschert war, laßt sich kaum durch die Sorge um nationale politische 
Interessen der Mitgliedstaaten begründen; tastet doch z.B. ein konsequenter 
Informationsaustausch über Projekte und Programme, der allein schon 
genügen würde um etwa Doppelfinanzierungen zu vermeiden, in keiner 
Weise die einzelstaatliche Souveranitat in der Entwicklungszusammenarbeit 
an. Bisherige Koordinationsbemühungen auf operationeller Ebene dürften 
vielmehr am Lobbying einflußreicher staatlicher oder privater Unternehmen, 
die um ihre oft monopolartigen Stellungen in den nationalen Entwicklungs­
hilfen fürchteten, gescheitert sein.28 

Weitere in der Literatur haufig erwahnte Defizite sind die mangelnde 
demokratische Entscheidungs- und Kontrollmöglichkeit - besonders im 
Rahmen der Lome-Kooperation - durch das Europaische Parlament und 
nationale Parlamente, die fehlende Transparenz in den Entscheidungsab­
laufen, welche durch die Komplexitat des Systems sowie durch das Gewicht 
der informellen Kontakte entsteht, sowie der Ausschluß der AKP-Staaten 
von den Finanzierungsentscheidungen, der die inharenten Grenzen des 
Partenariatskonzepts der Lome-Abkommen aufzeigt. 29 

3. Die aktuelle Diskussion über die Konsequenzen des 
Vertrags von Maastricht für das Verhältnis von einzeI­
staatlicher zu gemeinschaftlicher Entwicklungszusam­
menarbeit 

Rechtliche Basis der Diskussion ist der Vertrag von Maastricht, der die 
Ziele der Politik der Gemeinschaft auf dem Gebiet der Entwicklungszusam­
menarbeit festlegt (Artikel 130 u EG-V) und eine Berücksichtungung dersel­
ben bei allen Maßnahmen betreffend die Entwicklungslander (Artikel 130 v 
EG-V) verlangt. Er fordert die Koordinierung der Politik der Gemeinschaft 

27 SEK (92) 915 endg., S. 9. 
28 Vgl. Grilli 1993, S. 79f. 
29 Vgl. Schmuck 1992; Michelsen 1991, S. 11 - 20; Fock. 1992; \\o\ssenschaftlicher Beirat 

beim BMZ 1993, S. 6. Eine profunde Analyse des Partenariatskonzepts der Lome~Abkom­
men sind bei Dauphin 1992 zu finden . 
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und der Mitgliedstaaten bei Initiativrecht der Kommission (Artikel 130 x 
EG-V) und eine verstarkte Zusammenarbeit in internationalen Organisatio­
nen. Er definiert, daß die Poli tik der Gemeinschaft auf diesem Gebiet nur 
eine Ergänzung der entsprechenden Politiken der Mitgliedstaaten darstellt, 
obwohl er gleichzeitig dem Rat das Recht übertragt, die zur Erreichung der 
Ziele erforderlichen Rechtsakte zu setzen (Artikel 130 wEG-V) . 

Damit versucht der Unionsvertrag einigen der genannten Defizite zu 
begegnen. Abgesehen von der klaren Forderung nach verstarkter Koordi­
nierung und gesamtpolitischer Koharenz, laßt der Vertragstext eine Vielzahl 
von Interpretationen über das VerMltnis zwischen der Gemeinschaft und 
den Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Entwicklungszusammenarbeit, be­
sonders was die Fragen der Subsidiaritat (Artikel J.1 EU-V) und der Kom­
plementaritaPO betrifft, zu. Seiner Interpretation und Umsetzung dient der 
Klarungsprozeß, den die Kommission durch die Mitteilung "Die Politik der 
Entwicklungszusammenarbeit bis zum Jahr 2000" im Mai 1992 initiiert hat. 
10 Jahre nach dem legendaren Pisani Memorandum ist es damit der 
Kommission wieder gelungen, eine grundlegende Diskussion über die Ent­
wicklungspolitik der Gemeinschaft anzuregen. Im vorliegenden Artikel wird 
lediglich auf jene Überlegungen eingegangen, die sich mit der Beziehung 
zwischen der Hilfe der Gemeinschaft und jener ihrer Mitgliedstaaten belas­
sen31 

3,1. Koordination 

In der Frage der Koordinierung ist der interinstitutionelle Dialog32 in der 
Gemeinschaft soweit fortgeschritten, daß bereits weitreichende Erklarungen 
des Rats vorliegen,33 deren wichtigste Ergebnisse im folgenden zusammen­
gefaßt werden. 

Das Hauptziel der Koordinierung besteht darin, die Effizienz der Entwick­
lungszusammenarbeit der Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten zu stei­
gern, für die KoMrenz und Konvergenz der Entwicklungsbemühungen zu 
sorgen und den Verwaltungsaufwand seitens der Empfangerlander zu ver-

30 In der Diskussion "Horizont 2000N wird dem ergänzenden Charakter der EZA der Gemein-
schaft gemäß Artikel 130 u EG-V durch die Einführung des Begriffes der "Komplementari­
tar Rechnung getragen. 

31 Das Dokument "Die Politik der Entwicklungszusammenarbeir zieht auch eine Bilanz nach 
dreißig Jahren Entwicklungszusammenarbeit und untersucht die neuen Voraussetzungen 
in den Nord-Süd-8eziehungen. Der analytischen Teil des Dokuments und das dahinterste­
hende Entwicklungsverständnis wird zum Te il heftig kritisiert (vgl. Kesper 1992; Bericht 
Simons 1993). 

32 Es sind dies für die Kommission: KOM (93) 123 endg. vom 24.3.1993: KOM (93) 195 endg. 
vom 14.5.1993; für das Parlament: Bericht Pery vom 14. 10.1993. 

33 Erklärungen des (EH-)Rates vom 18.11 .1992, 25.5.1993. 2.12.1993 und vom 6.5.1994. 
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ringem. Es werden drei Ebenen unterschieden, bei denen die Koordinierung 
zuallererst durch eine bessere Nutzung der bereits vorhandenen Koordinie­
rungsmechanismen und -instrumente angestrebt werden muß: 

a) Koordinierung hinsichtlich der Politiken 
Bei der Festlegung der prioritaren Bereiche, in denen eine Koordinierung 
der Politiken vordringlich erforderlich ist, handelt es sich um einen fortlau­
fenden und dynamischen Prozeß, der sich an der Notwendigkeit politischer 
Abstimmung und am Prinzip der komparativen Vorteile orientiert. 
Demgemaß wurden bei der Ratstagung im Mai 1993 erste prioritare 
Bereiche identifiziert:4 für die mittlerweile bereits entsprechende Ent­
schließungen des Rates vorliegen (Bekampfung der Armut; Gesund­
heitswesen und Aids) oder in Ausarbeitung (Ernahrungssicherheit; Aus­
bildungs- und Bildungswesen) sind. Die Entschließungen des Rates 
werden weiterhin als das geeignete Instrument betrachtet, sollen aber 
künftig Indikatoren für die Erfolgskontrolle enthalten, die eine Überwa­
chung der Durchführung der betreffenden Texte durch die Gemeinschaft 
wie auch durch die Mitgliedstaaten in regelmaßigen Analyseberichten 
ermöglichen. 

b) Operationelle Koordinierung 
Die hauptsachlichen Trager der operationellen Koordinierung - insbeson­
dere bezOglich der Programmierung und der Festlegung sektorieller Strate­
gien - mOssen die Vertreter der Kommission und der Mitgliedstaaten in den 
Emptangerlandem sein ; gemeinsame Maßnahmen können folgen. Die 
Verwaltungsausschüsse haben die Aufgabe zu größerer Koharenz und 
gegenseitiger ErgMzung von Gemeinschaftsmaßnahmen und Maßnah­
men der Mitgliedstaaten beizutragen. Die Rahmen- und Kontrollvorgaben 
wie auch die Durchführungskontrolle der Koordinierung sollen in regelmaßi­
gen informellen Sitzungen der zustMdigen Generaldirektoren oder - für 
technische Belange - der Sachverständigen geschehen. Pilotprojekte für 
eine verstarkte operationelle Koordinierung sollen in Äthiopien, Bangla­
desch, Costa Rica, der Elfenbeinküste, Mosambik und Peru laufen. 

c) Koordinierung in den internationalen Gremien 
Die Abstimmungen der Postionen in intemationalen Institutionen sollen 
vermehrt durch vorbereitende Sitzungen erfolgen. Bei den Entwicklungs-

34 Die Kommission hatte auch die Auslandsfinanzierung und Verschuldung als prioritären 
Bereich vorgeschlagen (siehe KOM [93] 123 endg. vom 24.3.1993, S. 33), dieser wurde 
aber vom Rat nicht berücksichtigt. Dies zeigt einmal mehr die ZurOckhaltung der Mitglied­
staaten bei Fragen, die die internationalen Finanzen betreffen, zusammenzuarbeiten (vgl. 
Focke 1992, S. 701; Europäisches Parlament, Bericht Pery vom 14.10.1993, S. 13). 
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banken werden informelle Kontakte zwischen den Mitgliedstaaten vorge­
schlagen. 

Die Ratserklärungen geben die Richtung vor, welche die Koordinierung 
nehmen soll; ihre Umsetzung wirft noch einige Fragen auf. 

Ein effizientes Monitoringverfahren für die Verwirklichung der Ratstexte 
steht und fällt mit der Existenz überprüfbarer Erfolgsindikatoren. Die Schwie­
rigkeiten, denen alle Evaluierungsverfahren begegnen, qualitative Vorgaben 
quantifizierbar zu fassen , dürften bei entwicklungspolitischen Rahmentexten 
besonders groß sein. Dem mußte bisher auch der Rat Tribut zollen, denn 
seine Entschließungen zur Armutsbekämpfung vom Dezember 1993 und 
zum Gesundheitswesen vom Mai 1994 sehen entgegen den eigenen Vor­
gaben keine Indikatoren für die jährlichen Berichte vor. 

Die Verstärkung der operationellen Koordinierung in den Empfängerlan­
dem, wo sie teilweise bereits recht gut funktioniert, erscheint realistisch . Die 
Initiativfunktion könnte dabei alternativ von der Vertretung eines Mitglieds­
landes oder der Kommission wahrgenommen werden.35 Als hinderlich für 
eine effektive Koordinierung könnte sich allerdings die mangelnde Dezen­
tralisierung der Entscheidungskompetenz mancher Entwicklungsadmini­
strationen und insbesondere der Kommission erweisen. 

Entscheidend für die Umsetzung der Ratsentschließungen wird der poli­
tische Wille der Mitgliedstaaten sein "die unterschiedlichen entwicklungspo­
litischen Interessenlagen abzuklären, gemeinsame Konzeptionen zu ent­
wickeln und schließlich technische und administrative Hindernisse zu über­
winden".'6 Die Kommission, durch den Unionsvertrag mit einem diesbezüg­
lichen Initiativrecht ausgestattet, dürfte jedoch mit der ihr eigenen Zähigkeit 
darauf achten, daß es den Koordinierungsversuchen diesmal besser als in 
der Vergangenheit ergeht. 

3,2, Komplementarität 

Offizielle Dokumente zur Komplementarität zwischen der Politik der 
Gemeinschaft und jener der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Entwick­
lungszusammenarbeit gibt es derzeit noch nicht. 

Die derzeitige Diskussion bewegt sich zwischen folgenden zwei Polen. 

a) Komplementarität als die konkrete Umsetzung der Subsidiaritätsforde-
rung des Vertrags von Maastricht.37 Demgemäß sollte die Gemeinschaft 

35 Vgl. Ungnau 1991 , S. 102. 
36 Kesper1992, S. 15. 
37 Artikel 3 b EG-V "In Bereichen, die nicht in ihre ausschließliche Zuständigkeit fallen , wird 
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vor allem in Bereichen tätig werden, die entweder eng mit Gemeinschafts­
politiken verbunden sind oder gemeinschaftlich besser bewaltigt werden 
können (positiver Aspekt). Umgekehrt müßte konsequenterweise die 
Gemeinschaft aber auch jene ihrer Tätigkeiten abgeben, welche die 
Mitgliedstaaten genausogut wahrnehmen können (negativer Aspekt). Im 
Sinn dieses Ansatzes fordert etwa der Wissenschaftliche Beirat beim 
BMZ,3B daß die Koordinierung, der Politikdialog mit den Regierungen in 
den Entwicklungsländem, die Katastrophenhilfe und die Frühwarnsyste­
me mittelfristig auf der Ebene der Gemeinschaft wahrgenommen werden 
sollen. Die Durchführung von Projekten und Programmen sowie die 
NRO-Kofinanzierung sollten hingegen ausschließlich Aufgabe der Mit­
gliedstaaten sein. 
Diesem Versuch einer strikten "Entmischung" von Kompetenzen kann 
die Existenz zahlreicher Querverbindungen entgegengehalten werden: 
Ein funktionierender Koordinationsmechanismus setzt wohl voraus, daß 
der Koordinator auch selbst operationeller Akteur ist (vgl. Weltbank, 
UNDP). Eine Vordenkerrolle in der Politikformulierung wie auch die 
Leitung des Politikdialogs ware wenig effektiv, solange keine substanti­
elle Mittelvergabe daran gekoppelt ist. 39 

b) Komplementaritat als die Aufgabe der Gemeinschaft über die Anniihe­
rung und die Koordinierung der Entwicklungspolitiken eine größere Effi­
zienz derselben zu erreichen. Die derzeitigen Tatigkeiten der Gemein­
schaft bleiben dabei bestehen. 

Der Rat für Entwicklung soll in einer seinen nachsten Sitzungen (Dezem­
ber 1994?) eine Entschließung zur Komplementaritat verabschieden. Ange­
sichts der gewachsenen historischen Strukturen und der Festschreibung des 
gemeinschaftlichen Besitzstandes im Vertrag von Maastricht (Artikel B EU­
V) ist kaum anzunehmen, daß es auf kurze Sicht zu einer substantiellen 
Neuverteilung der Aufgaben zwischen der Gemeinschaft und den Mitglied­
staaten kommt40 

Letztlich aber liegen die beiden oben skizzierten Auffassungen vielleicht 
nur bezüglich der Methodik nicht aber bezüglich des Resultats auseinander: 
Eine erfolgreiche Koordinierung, die mehr sein will als nur ein Infornnations-

die Gemeinschaft nach dem Subsidiaritätsprinzip nur tätig , sofern und soweit die Ziele der 
in Betracht gezogenen Maßnahmen auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend 
erreicht werden können und daherwegen ihres Umfangs oder ihrer Wirkung besser auf der 
Gemeinschaftsebene erreicht werden können. Die Maßnahmen der Gemeinschaft gehen 
nicht über das für die Erreichung der Ziele dieses Vertrages erforderliche Maß hinaus.u 

38 Wissenschaftlicher Beirat beim 8MZ 1993, S. 3 - 12. 
39 Vgl. Frisch 1993, S. 231f.: Kesper 1992, S. 12. 
40 Vgl. Kesper 1992, S. 25. 
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austausch, wird mittel- oder langfristig zu einer rationellen Arbeitsteilung 
gemäß der komparativen Vorteile der Beteiligten führen. Das Subsidiaritäts­
prinzip als Ordnungsprinzp für die Ausübung der Zuständigkeiten, muß 
sich - bei gleicher Wirksamkeit - für das Mittel entscheiden, das den 
Beteiligten den breitesten Freiraum gewährt, mit anderen Worten für die 
dezentralste Lösung.41 

3.3. Kohärenz 

"Die Union achtet insbesondere auf die Kohärenz aller von ihrergriffenen 
außenpolitischen Maßnahmen im Rahmen ihrer Außen-, Sicherheits-, Wirt­
schafts- und Entwicklungspolitik. Der Rat und die Kommission sind für diese 
Kohärenz verantwortlich." (Artikel C EU-V) 

Inkonsistenzen in den Beziehungen der Gemeinschaft und ihrer Mitglied­
staaten zu den Entwicklungsländern waren bisher schon aufgrund der 
geteilten Kompetenzlage nicht zu umgehen.42 Während die Entwicklungs­
politik weitgehend in den Mitgliedstaaten formuliert wurde, liegt die Gemein­
same Handels-, Verkehrs- und Agrarpolitik in der Zuständigkeit der Gemein­
schaft.43 Zumindest rechtlich gibt der Unionsvertrag neue Möglichkeiten; 
verlangt er doch in Artikel 130 v, daß alle von der Gemeinschaft verfolgten 
Politiken (also nicht nur die gemeinschaftliche Politik der Außenbeziehun­
gen),44 welche die Entwicklungsländer berühren können, die Ziele der Ent­
wicklungszusammenarbeit der Gemeinschaft zu berücksichtigen haben. 

Der Rat hat die Kommission aufgefordert einen Bericht vorzulegen, wie 
das Kohärenzgebot politisch und institutionell zu realisieren sei. Möglich 
wären etwa regelmäßige fachübergreifende Konsultationen zwischen den 
verschiedenen Generaldirektionen der Gemeinschaft odergemeinsame Sit­
zungen von verschiedenen Ministerräten. Ein weiteres Modell wäre eine 
"Entwicklungsverträglichkeitsprüfung" ähnlich der "Umweltverträglichkeit­
sprüfung" für alle entwicklungsrelevanten Politiken.45 

Die Effizienz solcher Maßnahmen ist allerdings sehr skeptisch zu beur­
teilen, da im Falle der widerstreitenden Interessen die Entwicklungspolitik 
gegenüber der gewichtigen Agrar- oder Handelspolitik wohl kaum als vor-

41 VgL SEK (92) 1990 endg. vorn 27. 10.1992: Beschlüsse des Europäischen Rats vom 
12.12.1992, TeilAAnnex 1. 

42 Dafür gibt es besonders bei der Gemeinsamen Agrarpolitik zahlreiche Beispiele (vgl. 
Lutterbeck 1994, S. 10; Focke 1992, S. 69n. 

43 Vg l. Wissenschaftlicher Beirat beim 8M2 1993, S. 6f. 
44 Diese ist zu unterscheiden von der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) 

(vgl. Europäisches Parlament, Generaldirektion Wissenschaft 1992, S. 7). 
45 Vg l. Lutterbeck 1994, S. 10. 
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rangig betrachtet werden dürfte. Zumindest aber würden solche Verfahren 
den Interessenskonflikt klar zu Tage treten lassen. 

3.4. Eine Europäisierung der Entwicklungszusammenarbeit? 

Ist das Ziel des durch Maastricht in Bewegung gekommenen Prozesses 
der Redefinition der Beziehung zwischen den Entwicklungspolitiken der 
Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten eine "Europaisierung der Entwick­
lungszusammenarbeit" wie sie in letzter Zeit wiederholt in der Literatur 
angesprochen wird? Wohl kaum, wenn darunter das Entstehen einer "Ge­
meinsamen Entwicklungspolitik" mit ausschließlicher Gemeinschaftszustan­
digkeit gemeint ist (etwa nach dem Muster der "Gemeinsamen Agrarpoli­
tik")46 

Aus allem bisher Besprochenen geht klar hervor, daß die Entwicklungs­
zusammenarbeit der Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten weiterhin ein 
Zusammenspiel aus bilateralen und multilateralen Elementen sein wird. 
Mittelfristig sollte es allerdings das Ziel sein , "das Nebeneinander zu über­
winden und auf Gemeinschaftsebene zu einem gemeinsamen Politikrahmen 
zu gelangen, in den sich die EG-Poltik und diejenige der Mitgliedstaaten dank 
einer systematischen Koordinierung , sich gegenseitig erganzend, einfügen." 
Eine solche "Europaisierung" kann aus entwicklungspolitischer Sicht nur 
begrüßt werden. 

4. Zusammenfassung 

Der Entscheidungsfindungsprozeß der EU auf dem Gebiet der Entwick­
lungszusammenarbeit ist überaus vielschichtig und komplex. Bisher bewahr­
ten sich die Mitgliedstaaten der EU einen breiten Einfluß auf die gemein­
schaftlich verwaltete Entwicklungskooperation, waren aber kaum bereit, ihre 
bilateralen Hilfen untereinander und mit der Kommission zu koordinieren­
ein Umstand, der sich negativ auf die Effizienz der gesamteuropaischen 
Entwicklungszusammenarbeit auswirkte. Der Unionsvertrag initiierte einen 
Prozeß, der zu einer systematischeren Koordinierung auf politischer und 
operationeller Ebene, zu einer Neuverteilung der Aufgaben zwischen Ge­
meinschaft und Mitgliedstaaten sowie zu einer verstarkten Koharenz der 
Gemeinschaftspolitiken gegenüber den EntwicklungslMdern führen könnte. 

46 In diese Richtung argumentiert wohl H. Ungnau, wenn sie meint, daß die stärkere Koordi-
nierung und Harmonisierung letztlich zur Vergemeinschaftung im Sinne einer Übertragung 
der nationalen Entwicklungspolitiken und der dazugehörigen HaushaltsmitteJ fOhren wird 
(vgl. Lingnau 1991. S . 99). 
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Schaubild: Die wesentlichen Organe und Gremien in den ver­
schiedenen Phasen des entwicklungspolitischen Entschei­
dungsprozesses im EG_System47 

?rtob l er. . .lrt 1 kul ation 

a.Entscheidunqs!indunq 
.1) Flichtung's­

entscheidung en 

b) jahrl iche 
Konkret is ierung 

cl Entsch eidungen 
uber Projekte und 
Prograr.r..e 

UmsEtzung 

O. Kontroll a 

LITERATUR 

cneinsChaftsbereich 'e~ischte r Bereich 

p / Kor..T.Iisslon 

at j Europal sche r Rat 
egierungen der 

1i tgl i odstllate n 

PI Rat 

'o::omi55ion (Imter 
it.",irkung von 
USSchUSSiln mit 
ertretern der EG­
tall ten) ; 

~" 'oJ:;olssi on 

F':Ch n UOI;! sh o ! / EP / KOI:\I<I i 5 
!sion/ 
r xterne Gutachter 

P/J.KP- E\~G-Organe 
·or.:r.d~uion 

egierunqen der tc­
tll il ten 
KP-Flegierung en(Rll t 

EP und nat iona le 
!pal· lar.lente durch 

U$tir..t:lungsrecht ;:u 
eu e n I.bko)f.me n 
"P-EWC-Mi niste t f at 

r: r - J.usschuB 
Kommission/Rat 

·ClI:u:·.ission {in 
usa1Ullenarbeit !IIit de n 
en;a ltun'Jen der M,P­
t llaten} 
ech nungshof / EP/gellle i n 
a r.'.e I:WG-J.KP Organe, 
o~mission, externe 
uta chter 

Koordinicrungsbereich 

P/nationale 
eqierungen 

Kor.miss i on 

uropllisch er 
at/Regierungen de r 
G-stllatcn/IPZ ­
remien 

a t iona le 
'en .. al tungcn 

rasidentscha! t der 
Gj nat ionale 
ien5t5tel len;z. T. 
01:l.I:Ii5510n 
P , na tional. 

Parlamente 

Borchardt, K.-D.: Das ABC des Gemeinschaftsrechts. Amt!Or amtliche Veröffentli­
chungen der EG, Reihe: Europäische Dokumentation, Luxemburg 1994. 

Breier, H.: Europäisierung der Entwicklungspolitik? In : E + Z Bd. 7 - 8 (1991), 
S. 30-31 . 

Dauphin, H.: Partenariat ou Paternalisme? Les relalions CE-ACP dans le cadre de 
la mise en oeuvre de la convention de Lome. Diplomarbert eingereicht bei Prof. 
W. Wesseis am Europakolleg von Brügge, 1992. 

Europäisches Parlament: Perspektiven tür eine Außen- und Sicherheits politik der 
[Europäischen Union] nach Maastricht. Generaldirektion Wissenschaft: Arbeits­
dokument, Luxemburg 1992. 

Europäisches Parlament: Bericht Simons des Ausschusses !Or Entwicklung und 
Zusammenarbeit über die Polrtik der Entwicklungszusammenarbeit bis zum Jahr 
2000. EP-Dok. A3 - 0249/93 vom 15.9.1993. 

47 Aus: Schmuck, 0 ., 1992: Die entwicklungspolitischen Entscheidungsverfahren in Brüssel 
und Straßburg. In : in: Nuscheler, F. und O. Schmuck (Hrsg.): Die Südpolitik der EG. 
Europäische Schriften des Instituts für Europäsiche Polillk. Bd. 69, Bann, S. 107. 



244 Johannes Wedenig JEP, J9 . X 

Europäisches Parlament: Bericht Pery des Ausschusses für Entwicklung und Zusam­
menarbeit über die verstärkte Koordinierung der Entwicklungshi~e der Mitglied­
staaten und der EG. EP-Dok. A3 - 0293/93 vom 14.10.1993. 

Europäischer Rat: Overall approach to the application by the Council of the subsidi­
arity principle and article 3b ofthe Treaty on European Union. Conclusions ofthe 
Presidency - Edinburgh, Annex 1 Teil A vom 12.12.1992. 

Focke, K.: Die entwicklungspolitische Rolle des Europäischen Parlaments. Rückblick 
und Zukunftsperspektiven. In: Nuscheler, F. und O. Schmuck (Hrsg.): Die Süd­
politik der EG. Europäische Schriften des Instituts für Europäische Polijik, Bd. 69, 
Bonn 1992, S. 59 - 77. 

Frisch, 0 .: Zur Neuverteilung der Aufgaben in Europa, Anmerkungen zu den Thesen 
des Wissenschaftlichen Beirats beim BMZ. In: E + Z, Nr. 9 (1993), S. 231 - 233. 

Grilli, E.-R. : The European Community and the Developing Countries. Cambridge 
1993. 

Kesper, C., H.-J. Lauth und S. Schwersensky: Die Europäisierung der Entwicklungs­
politik. Stand und Perspektiven. Friedrich Ebert Stiftung, Mimeo, Brüssel 1992. 

Kommission der EG, SEK (92) 915 endg.: Die Politik der Entwicklungszusammen­
arbeit bis zum Jahr 2000. Die Beziehungen der Gemeinschaft zu den Entwick­
lungsländern mit Blick auf die Politische Union. Mitteilung der Kommission an den 
Rat und an das EP vom 15.5.1992. 

Kommission der EG, SEK (92) 1990 endg.: Das Subsidiarijätsprinzip. Mitteilung der 
Kommission an den Rat und an das EP vom 27.10.1992. 

Kommission der EG, KOM (93) 123 endg.: Horizont 2000. Ermittlung der prioritären 
Bereiche für die Koordinierung der Politik der Entwicklungszusammenarbeij 
zwischen der Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten an hand einer Überprüfung 
der vom Entwicklungsrat seit 1991 verabschiedeten Texte. Mitteilung der Kom­
mission an den Rat und an das EP vom 24.3.1993. 

Kommission der EG, KOM (93) 195 endg,: Die Verfahren für die Koordinierung zwischen 
der Gemeinschaft und den Mijgliedstaaten auf politischer und operationeller Ebene. 
Mitteilung der Kommission an den Rat und an das EP vom 14.5.1993. 

Lingnau, H,: Neue Elemente in der Entwicklungszusammenarbeit der Europäischen 
Gemeinschaft zu Beginn der 90er Jahre. DIE, Berlin 1991 . 

Lutterbeck, B.: Kirchen für mehr Kohärenz der EU-Entwicklungspolitik. In: epd-Ent­
wicklungspolitik. Bd. 5 (1994), S. 9-10. 

Menck, K.-W.: Die Süd-Politik der EG vor dem Hintergrund der entwicklungspoliti­
sehen Leitvorstellungen der Mitgliedstaaten. In: Nuscheler, F. und 0 , Schmuck 
(Hrsg .): Die Südpolitik der EG. Europäische Schriften des Instijuts für Europäi­
sche Politik, Bd. 69, Bonn 1992, S. 79 - 92 . 

Michelsen, H. et al. : EG-Entwicklungspolitik. Hrsg. vom Arbeijskreis Entwicklungs­
politik im Bund der Deutschen Katholischen Jugend, Stuttgart 1991 . 

Noel, E,: Die Organe der Europäischen Gemeinschaft. Amt für amtliche Veröffentli­
chungen der EG, Reihe: Europäische Dokumentation, Luxemburg 1991. 

Rat der EG: Sammlung von Texten, die der Rat in der Zusammensetzung der Minister 
für Entwicklungszusammenarbeit in Entwicklungsfragen verabschiedet hat. 1, 
Januar 1981- 31 . Dezember 1988. Amt für amtliche Veröffentlichungen der EG, 
Luxemburg 1989. 

Rat der EG: Sammlung von Texten, die der Rat in der Zusammensetzung der Minister 
für Entwicklungszusammenarbeit in Entwicklungsfragen verabschiedet hat. 1. 



2/1994 Horizont 2000 245 

Januar 1989- 31 . Dezember 1991 . Amt für amtliche Veröffentlichungen der EG, 
Luxemburg 1992. 

Schmuck, 0 .: Die entwicklungspolnischen Entscheidungsverfahren in Brüssel und 
Straßburg . In : Nuscheler, F. und O. Schmuck (Hrsg.): Die Südpolitik der EG. 
Europäische Schriften des Instituts für Europäische Politik, Bd. 69, Bonn 1992, 
S.93-110. 

Wissenschaftlicher Beirat beim BMZ: Europäisierung der Entwicklungszusammen­
arbeit. Eine Stellungnahme. Reihe: BMZ aktuell, Bonn 1993 (in Auszügen auch 
abgedruckt in: E + Z, Bd. 9 [1993], S. 228 - 230). 

MMag. Johannes Wedenig, Elisabethstraße 47, A-8010 Graz 



246 Erratum JEP, Jg . X 

Journal fOr Entwicklungspolitik Xl2, 1994, S. 246 

ERRATUM 

In der Ausgabe des JEP 1/1994, auf der Seite 46 im Artikel "Das Recht 
auf Entwicklung. Zur Frage seiner Realisierung aus ökologiepolitischer 
Perspektive" von Otmar Höll, sollte es nicht heißen: ,Auch heute, 15 Jahre 
nachdem ... ", sondern: ,Auch heute, 25 Jahre nachdem ... ". 
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